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Boris Pistorius, Hannover/Osnabrück 

Religionsgemeinschaften zwischen  
Religionsfreiheit und Verfassungstreue1 

Rede beim ›Tag der Religionen‹ am 6. November 
2014 im Rathaus Osnabrück 

Ich freue mich, im Rahmen des Tages der Religionen über das Thema 
»Religionsgemeinschaften zwischen Religionsfreiheit und Verfassungs-
treue« sprechen zu können. Wie Sie alle wissen, ist dieses Thema in den 
letzten Monaten hochaktuell geworden. Salafisten haben immer häufiger 
versucht, ihre Ideologie zu verbreiten. Sie missachten bewusst unsere 
Rechtsordnung. Sie sind sogar bereit, für ihre Ideologie in den Kampf zu 
ziehen und zu töten. Dabei muss eines klar sein: Wir dürfen solchen Extre-
misten nicht die Deutungshoheit überlassen! Wir dürfen es nicht zulassen, 
dass sie das Bild einer gesamten Religion prägen. Dabei ist es völlig egal, 
über welche Religion wir sprechen. Wer Extremisten mit allen Anhängern 
einer Religionsgemeinschaft gleichsetzt, der überhöht sie maßlos. Und der 
tut auch Millionen von Menschen Unrecht, die sich friedlich, partner-
schaftlich und tolerant verhalten und einfach nur das praktizieren, woran 
sie glauben und was sie für richtig halten. 

Wie ein friedliches Miteinander aussehen kann, zeigt sich auch heute 
hier sehr deutlich. Der »Runde Tisch der Religionen« ist dafür beispielge-
bend. Er ist ein Zusammenschluss der in Osnabrück ansässigen Konfessio-
nen und Religionsgemeinschaften, Theologen und weiteren Interessenten. 
Und ich freue mich sehr darüber, dass er sich dieses brisanten Themas 
annimmt. Auf diese Weise stärken Sie den Zusammenhalt und die Ver-
ständigung in unserer Gesellschaft. 

Viele Menschen finden in ihrem Glauben ganz wesentliche Dinge, die 
sie in ihrem Leben begleiten. Sie orientieren sich an ihrer Religion und 
leiten daraus ethische Werte für ihren Alltag ab. Viele Menschen tun Gutes 
und engagieren sich für andere, wenn sie sich auf ihren Glauben berufen. 
Unser Staat ist auch bereit, das zu fördern und mit Glaubensgemeinschaf-
ten zusammenzuarbeiten. Es gibt dafür zahlreiche funktionierende Beispie-
le, etwa den Religionsunterricht.  
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Unser Alltag beinhaltet aber auch das Zusammenleben mit Menschen, 
die anders denken. Zum Glück, möchte ich ausdrücklich sagen! Wir brau-
chen deshalb klare Spielregeln für alle. Nur dann kann Religion weiterhin 
ihre wertvollen Funktionen erfüllen. Und nur dann kann verhindert wer-
den, dass sich die Kehrseite der Religion zeigt. Diese Kehrseite kann sich 
unterschiedlich äußern. Sie zeigt sich immer dann, wenn Gläubige nicht 
akzeptieren wollen, dass ihre Religion in unserem Staat Grenzen hat. Sie 
zeigt sich, wenn Andersdenkende abgelehnt, ausgegrenzt oder diskrimi-
niert werden. Und sie zeigt sich, wenn Menschen mit ihrer religiösen 
Überzeugung absolute Wahrheit für sich beanspruchen, oder sogar politi-
sche Autorität und Herrschaft. Das geht mitunter so weit, dass Gläubige 
die Regelungen des demokratischen Gesetzgebers nicht anerkennen, nur 
weil diese von einigen ihrer religiösen Normen abweichen.  

Das alles wird umso brisanter, wenn Menschen sich dabei auf ihre indi-
viduelle Religionsfreiheit berufen. Wenn es so weit kommt, geht das Mit-
einander verloren, das Religion leisten kann und auch vielfach leistet. Es 
entsteht dann ein scharfes Gegeneinander. Wie grausam dieses Gegen-
einander ausgetragen werden kann, sehen wir derzeit beispielsweise an den 
Salafisten. Das Magazin der Süddeutschen Zeitung hat kürzlich einen 
jungen Mann nach seiner Motivation gefragt, aus Deutschland in den 
Krieg zu ziehen und sich der Terrormiliz »Islamischer Staat« anzuschlie-
ßen. Er legte seine Beweggründe wie folgt dar: 

»Der Islam ist die einzig wahre Religion. Weltweit haben wir leider 
keinen einzigen echten islamischen Staat. Nur Staaten wie die Türkei, 
wo so ein euro-fake-Islam gelebt wird. IS will aber einen echten isla-
mischen Staat, einen, wo der Koran auch so gelebt wird, wie es Allah 
will. Und IS ist auf dem besten Weg, das auch zu schaffen.«  

Einen solchen islamischen Staat stellt er sich so vor, dass Andersdenkende 
wie Christen und Juden – ich zitiere erneut:  

»[...] sich halt an die islamischen Gesetze halten und Steuern zahlen 
[müssen], quasi ein Schutzgeld. Wenn sie dazu aber nicht bereit sind, 
dann werden sie auch getötet. Ich würde sogar meine Familie töten, 
wenn sie sich gegen den Islamischen Staat stellt.«  

Und schließlich, ein letztes Zitat: »Wenn man für eine gute Sache tötet, ist 
das legitim.« 

Wir alle müssen solche Auswüchse deutlich und auf das Schärfste ab-
lehnen! Sie sind nicht vereinbar mit unserem demokratischen Rechtsstaat. 
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In unserem Staat steht die unantastbare Würde des Menschen aus gutem 
Grund über allem. Die Grund- und Menschenrechte gewährleisten und 
beschützen die Freiheit von uns allen, und eben nicht nur von Einzelnen.  

Ein solches Grundrecht ist auch die Religionsfreiheit. Religionsfreiheit 
ist ein Grundpfeiler der verfassungsrechtlichen Ordnung in allen demokra-
tischen und säkularen Staaten. Religionsfreiheit ist die Freiheit, einen 
religiösen Glauben zu haben oder auch nicht zu haben, diesen Glauben zu 
bekennen oder nicht zu bekennen, für seinen Glauben zu werben, seinen 
Glauben zu wechseln, die Religion öffentlich auszuüben oder auch nicht, 
sich zu Religionsgemeinschaften zusammenzuschließen und schließlich 
auch sein gesamtes Leben an religiösen Geboten auszurichten.  

Diese Freiheiten gelten selbstverständlich für alle Religionen, nicht etwa 
nur für das Christentum, weil es bei uns zahlenmäßig am stärksten vertre-
ten wäre. Und der Staat hält sich auch zurück, er mischt sich nicht in 
innerreligiöse Angelegenheiten ein, etwa in bestimmte Riten, Liturgie, 
Gottesdienste und Lehrverkündigungen. Aber diese Freiheit kann eben nur 
dann vorhanden sein, wenn Religion ihre Grenzen kennt, die es im säkula-
ren, demokratischen Staat ebenfalls gibt. Und diese Grenze liegt dort, wo 
die Freiheit anderer Menschen beginnt. Die Freiheit für alle kann nur dann 
garantiert werden, wenn die Freiheit für Einzelne nicht unbegrenzt ist.  

Das Grundrecht auf Religionsfreiheit ist insofern kein Recht, das man 
sich bei uns verdienen müsste. Es ist keine Belohnung für staatsbürgerlich 
korrektes oder sozial wertvolles Verhalten. Um in den Genuss der Religi-
onsfreiheit zu kommen, muss in unserem Rechtssystem niemand eine 
Vorleistung erbringen.  

Natürlich stößt Religionsfreiheit auch da an ihre Grenzen, wo andere 
Verfassungsgüter berührt werden. Es können sich von daher nur aus der 
Verfassung selbst, also aus unserem Grundgesetz heraus, Schranken für die 
Religionsfreiheit ergeben. 

In solchen Fällen gilt das Prinzip der praktischen Konkordanz, wie Ju-
risten es bezeichnen. Das bedeutet: Wenn die Religionsfreiheit mit einer 
anderen Verfassungsnorm kollidiert, muss abgewogen werden. Die Lösung 
ist dann aber normalerweise nicht: ›entweder ... oder‹. Eine Lösung ver-
sucht vielmehr, beide Seiten möglichst optimal zu berücksichtigen. Ich 
möchte das an zwei Beispielen verdeutlichen: 

Da war zum einen der Fall von Eltern, die den Zeugen Jehovas angehö-
ren. Sie wollten ihren Sohn von einer Schulveranstaltung befreien, in der 
der Film Krabat (nach dem gleichnamigen Roman) gezeigt wurde. Sie 
hatten so argumentiert, dass sie ihren Sohn von bösen Geistermächten 
fernhalten wollten. Dazu zählte nach ihrer Auffassung auch die im Film 
gezeigte schwarze Magie. Das Bundesverwaltungsgericht lehnte das ab. Es 
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gab dem staatlichen Bildungs- und Erziehungsauftrag den Vorrang vor 
dem geltend gemachten Elternrecht und dem Grundrecht auf Religions-
freiheit. 

Ähnlich hatte das Bundesverwaltungsgericht schon in einem anderen 
Fall entschieden. Es ging dabei um ein elfjähriges muslimisches Mädchen, 
das am gemischtgeschlechtlichen Schwimmunterricht teilnehmen sollte. 
Die Schulverwaltung hatte dem Mädchen bereits das Tragen eines Burkinis 
zugestanden. Die Eltern wollten sich aber darauf nicht einlassen, weil das 
Mädchen auch keine Jungen mit zweckentsprechend geschnittener 
Schwimmkleidung ansehen solle.  

Das Gericht stellte die sogenannte »praktische Konkordanz« her, indem 
es auch hier die Religionsfreiheit einerseits und den staatlichen Bildungs- 
und Erziehungsauftrag andererseits abwog. Es kam zu dem Ergebnis, dass 
die muslimische Schülerin keinen Anspruch auf Befreiung vom Schwimm-
unterricht habe. Das Bundesverwaltungsgericht hielt es für zumutbar, dass 
das Mädchen in einem ›Burkini‹ am Unterricht teilnehme. Die bemängelten 
Zustände im Schwimmunterricht, also etwa die von Jungen getragene 
Badekleidung, seien auch außerhalb der Schule in unserem Alltag verbrei-
tet. Die integrative Kraft der Schule würde tiefgreifend geschwächt, so das 
Bundesverwaltungsgericht, wenn die Schulpflicht unter dem Vorbehalt 
stünde, dass die Unterrichtsgestaltung diese soziale Realität in solchen 
Abschnitten ausblendet, die aufgrund individueller religiöser Ansichten als 
anstößig empfunden werden mögen.  

Diese beiden Fälle zeigen, dass die Religionsfreiheit nicht per se anderen 
Verfassungsgütern und anderen Rechten Dritter vorgeht. Die Religions-
freiheit ist kein Obergrundrecht, das sich in jedem Fall durchsetzt. Den-
noch hat jede Religion grundsätzlich das gleiche Recht, sich zu entfalten. 
Der Staat ist religionsneutral und mischt sich hier zunächst nicht ein. Der 
Staat ist für alle da, nicht nur für die Anhänger einzelner Glaubensgemein-
schaften. Dazu braucht es Freiheit, dazu braucht es aber auch Grenzen, 
denn nur so können wir alle gleichberechtigt zusammenleben. 

Es stellt sich aus all diesen Gründen die Frage, wie die Religionsgemein-
schaften selbst ihren Glauben mit unserer Verfassung vereinbaren und was 
das für ihr alltägliches Handeln bedeutet. Man könnte es so zusammenfas-
sen: Die Gedanken sind zunächst frei. Unsere Verfassung und die Religi-
onsfreiheit verlangen nicht, dass sich eine Religion oder ihre Anhänger mit 
allen Werten unseres Grundgesetzes identifizieren. Staatliche Eingriffe in 
die Religionsfreiheit – zwei davon habe ich genannt – dürfen nicht dem 
geistigen Inhalt der Religion selbst gelten. Das gilt auch dann, wenn dieser 
geistige Inhalt nicht mit den Vorstellungen des Grundgesetzes vereinbar ist. 
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Das mag manchem zunächst absurd erscheinen. Das kocht auch immer 
mal wieder in emotional aufgeladenen Debatten hoch. Aber es ist eben die 
maßgebliche Grundlage sowohl für den Gesetzgeber als auch für die Be-
hörden. Freiheit hat eben viele Facetten, das muss man als Demokrat 
verstehen und akzeptieren. Wir können niemandem vorschreiben, sich 
gedanklich zu hundert Prozent mit unserem Grundgesetz zu identifizieren. 
Die Gedanken sind frei, die Grenze beginnt dann aber mit dem Handeln 
und mit dem öffentlichen Auftreten. Geistige Vorstellungen dürfen nicht in 
die Tat umgesetzt werden, wenn sie mit der Verfassung kollidieren. Sie 
berühren nämlich in solchen Konfliktfällen häufig die Freiheit anderer.  

Ich möchte auch das an einem Beispiel deutlich machen: Es gibt ja eine 
religiöse Vorstellung, Diebstahl damit zu vergelten, dass man dem Täter 
die Hand abhackt. Wenn ein Gläubiger das für sich als richtig bewertet 
oder eine religiöse Schrift das so sieht, ist es noch nicht Sache des Staates, 
dagegen vorzugehen, denn der Staat ist religions- und weltanschauungs-
neutral. Der Staat muss und darf in so einem Fall erst dann einschreiten, 
wenn durch diese Vorstellungen die Rechtsgüter anderer gefährdet wür-
den, das heißt wenn jemand diese Vorstellung in die Tat umsetzen wollen 
würde. Damit würden dann zentrale Grundrechte anderer Menschen 
verletzt. 

Natürlich ist der Staat auch dann wachsam, wenn aus geistigen Inhal-
ten Bestrebungen entstehen, die freiheitlich-demokratische Grundordnung 
zu attackieren oder zu beseitigen. Etwas anders sieht es aus, wenn Religi-
onsgemeinschaften mit dem Staat zusammenarbeiten wollen, etwa im 
Rahmen des Religionsunterrichtes oder auch bei der Verleihung von Kör-
perschaftsrechten. Dann müssen die Religionsgemeinschaften besondere 
Voraussetzungen hinsichtlich ihrer Rechts- und Verfassungstreue erfüllen. 
Die Religionsgemeinschaften müssen dann das staatskirchenrechtliche 
System des Grundgesetzes anerkennen, ebenso die Religionsfreiheit, das 
Verbot jeglicher Staatskirche, die Grundsätze der religiös weltanschauli-
chen Neutralität des Staates und auch die Parität anderer Religionen und 
Bekenntnisse.  

So verlangt es das Bundesverfassungsgericht. In seiner Zeugen-Jehova-
Entscheidung hat es festgestellt: »Ob einer antragstellenden Religionsge-
meinschaft der Körperschaftstatus zu versagen ist, richtet sich nicht nach 
ihrem Glauben, sondern nach ihrem Verhalten«. Auch hier sind die Grün-
de naheliegend: Eine Religionsgemeinschaft darf ihren Status nicht dazu 
missbrauchen, beispielsweise die Existenz einer Staatskirche zu suggerie-
ren. Das würde auch im Religionsunterricht gelten, wenn die Zeugen 
Jehovas diesen beantragen würden. Das war bisher nicht der Fall, aber ich 
nenne es als Beispiel, um es ganz deutlich zu machen. Sie müssten dann 
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zwar ihre ablehnende Haltung zur Bluttransfusion nicht aufgeben; sie 
könnte sogar auch in dem Unterricht gelehrt werden. Sie müssten aber 
gleichzeitig akzeptieren und im Unterricht hervorheben, dass der Vorrang 
dem Sorgerecht gilt und auch dem Notrecht Minderjähriger, die auf eine 
Transfusion angewiesen sind. 

Wenn Religionsgemeinschaften also mit dem Staat zusammenarbeiten 
wollen, müssen sie das Gesetz auch dann als vorrangig anerkennen, wenn 
es sie an der Verwirklichung religiöser Grundsätze hindert. Andernfalls 
könnte es keine Zusammenarbeit geben, also beispielsweise auch keinen 
entsprechenden Religionsunterricht. 

Sie sehen daran: Es ist nicht immer einfach, ein sorgfältig ausbalancier-
tes Verhältnis zwischen Religion, der Verfassung und den Gesetzen zu 
finden. Das ist allerdings keine Schwäche unserer Demokratie. Ganz im 
Gegenteil, es ist eine fundamentale Stärke, weil wir als weltoffenes, tole-
rantes Land Platz für unterschiedliche Überzeugungen lassen. 

Es ist deshalb sehr wichtig, dass wir uns untereinander verständigen 
und austauschen, so wie wir es heute tun! Und ich versichere Ihnen: Die 
Politik lässt Sie dabei nicht allein! Die Niedersächsische Landesregierung 
verhandelt derzeit etwa mit den Islamischen Landesverbänden DITIB und 
Schura sowie mit der Alevitischen Gemeinde Deutschland einen Vertrag. 
Darin geht es um das gegenseitige Verhältnis. Im Ergebnis wollen wir die 
gegenseitige Akzeptanz und das gegenseitige Vertrauen von Menschen 
islamischen oder alevitischen Glaubens und anderen in Niedersachsen 
stärken und ausbauen. Ich bitte alle, sich auch weiter in diesen interreligiö-
sen Dialog einzubringen.  

Gemeinsamkeit fördern und Unterschiede bewältigen, das ist der 
Schlüssel zum gesellschaftlichen Zusammenhalt in einem auch religiös 
pluralen Land. Lassen Sie uns darauf gemeinsam aufbauen! 

             
1  Rede des Niedersächsischen Ministers für Inneres und Sport, Boris Pistorius, gehalten 

anlässlich der Teilnahme an der zentralen Veranstaltung zum Tag der Religionen zum Thema 
»Religionsgemeinschaften zwischen Religionsfreiheit und Verfassungstreue« am 6. November 
2014 im Rathaus Osnabrück. 

 


	frjb22_2015_20150917_final_3-6
	frjb22_2015_20150917_final_209-214

